. 


„ 


Geſetz-Sammlung 
. fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 3. 5 


(No. 1773.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Januar 1837., wegen des Tarifs für die 
Fähranſtalt auf dem Pregelfluſſe bei dem Gute Nettienen im Regierungs- 
Bezirk Gumbinnen. s 


Ar; bin auf Ihren Bericht vom 17. v. M. damit einverſtanden, daß die 


bisherige Privatfaͤhre bei dem Gute Nettienen im Regierungsbezirk Gumbin⸗ 
nen zur Befoͤrderung der Paſſage in eine oͤffentliche Faͤhranſtalt umgewandelt 
werde, und habe den anliegend zuruͤck erfolgenden Tarif fuͤr dieſelbe vollzogen. 


Berlin, den 18. Januar 1837. 
: Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Rother und Grafen v. Alvensleben. 


* re $ 


nach welchem das Ueberfahrtsgeld bei der Fähranſtalt auf dem Pregelfluſſe bei Nettienen 
zu erheben iſt. 


Es wird entrichtet fuͤr das Ueberſetzen: Sar. Pf. 
de ei ))lüüü —| 2 


uͤberſetzenden Perſonen zuſammen wenigſtens — 6 


a) für ein Died der Mauth ůůů nit! — 
b) fuͤr ein Stuͤck Rindvieh oder einen Eſe l. 16 
(No. 1778.) Jahrgang 1837. D c) für 


(Ausgegeben zu Berlin den 2. März 1837.) 


er e . e r . Fee er te Tr 


Non on Un 


c) für ein Fohlen, Kalb, Schaaf, Ziege Schwein oder an || Pr 
11 5 kleines Vieh, welches frei gefuͤhrt oder getrieben 


orte „„ „„ „„ „„ „ „„ „„ Tree — 


2 
d) für Fiderwich, welches getrieben wird, für jede 10 Stück | — 2 
Wenn Federvieh in geringerer Zahl als 10 Stuͤck oder auf 
einem Fuhrwerke, oder in einem Tragkorbe 1 1 wird, 
ſo wird dafuͤr keine beſondere Abgabe erhoben. 
III. Von unverladenen Gegenſtaͤnden wird die Abgabe erhoben, 
welche die Perſonen und die Thiere treffen wuͤrde, wodurch 
ſie zur Faͤhrſtelle gebracht worden ſind. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Die oben feſtgeſtellten Saͤtze find bei jedem Waſſerſtande, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf deſſen Höhe, wenn überhaupt das Ueberſetzen angaͤnglich iſt, 
zu entrichten, wogegen zur Zeit, wenn die Kommunikation auf der Eis⸗ 
decke ſtattfindet, keine Abgabe erhoben werden darf. 

2) Bei Erhebung dieſer Abgabe, bei Beſtrafung der Defraudationen, in 
dem Verfahren gegen Angeſchuldigte, finden die Beſtimmungen der 
Steuerordnung vom 8. Februar 1819. $%. 61. 64. 83. 84. 88 bis 93 
und 95. Anwendung. 

Die verwirkten Strafen werden ſo verwendet, wie es bei Kontraven— 
tionen gegen das Steuergeſetz vom 8. Februar 1819. vorgeſchrieben iſt. 


Befreiungen. 


1) Equipagen und Thiere, welche den Hofhaltungen des Koͤnigl. Hauſes, 
imgleichen den Koͤnigl. Geſtuͤten angehoͤren; 

2) Kommandirte Militairs, | einberufene Rekruten, Fuhrwerke und Thiere, 
welche der Armee oder Truppen auf dem Marſche angehören, Krieges⸗ 
Vorſpann⸗ und Krieges-Lieferungsfuhren; 

3) Oeffentliche Beamte und deren Fuhrwerke und Thiere bei Dienſtreiſen, 
wenn ſie ſich durch Atteſte deshalb gehoͤrig legitimiren; 

4) Transporte, die für unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen; 

5) Alle Staatspoſten und deren Beiwagen, Öffentliche Kuriere und Eſta⸗ 
fetten und die von der Poſtbefoͤrderung leer zuruͤckkehrenden Geſpanne; 

6) Huͤlfsfuhren bei Feuersbrünſten und aͤhnlichen Nothſtaͤnden. 

Berlin, den 18. Januar 1837. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Rother. Graf v. Alvensleben. 


(No. 1774.) 


„„ 


Ne 1774) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 7. Februar 1837., über die Befugniß der Be⸗ . e rn 59 3 
sam D, bßhörden, durch polizeiliche Beſtimmungen, die äußere Heilighaltung der Sonn» = e go e, 7 Are usa 4 
und Feſttage zu bewahren. : 2 


2.9 7258 807 267° 
EIER de, AI: 


Fur Beſeitigung der Zweifel, welche nach dem Berichte des Stagtsminiſte⸗ 
rii vom 15. v. M. uͤber die Befugniß der Behoͤrden, durch polizeiliche Be⸗ 
ſtimmungen, die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feſttage zu bewahren, in 
einigen Landestheilen bisher obgewaltet haben, ſetze Ich fuͤr den ganzen Umfang 
der Monarchie hierdurch feſt, daß die Regierungen, die nach den Verhaͤltniſſen 
der einzelnen Orte oder Gegenden ihres Bezirkes zu dieſem Zwecke erforderli⸗ ö 
chen Anordnungen zu erlaſſen und deren Befolgung durch Strafverbote, welche i 
jedoch die im F.. ihrer Dienſt-Inſtruktion vom 23. Oktober 1817. vorge se Li: 7. Aan 22%. 
ſchriebene Graͤnze nicht uͤberſchreiten dürfen, zu ſichern, befugt ſeyn ſollen. Die⸗ = . 979-7829 2a 
fer Befehl ift durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 5 
Berlin, den 7. Februar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1774 1775.) (No. 1775.) 


(No. 1775.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 9. Februar 1837., die Ernennung des Gehei⸗ 
men Staatsminiſters Rother zum Chef der Hauptbank, und des Geheimen 
Ober- Regierungsraths v. Lamprecht zum Präſidenten des Haupt-Banko⸗ 

Direktoriums mit dem Range eines Raths erſter Klaſſe betreffend. 


Ri 

ch habe nach dem Ableben des Praͤſidenten der Hauptbank, Staatsſekretairs 
Frieſe, zur Befoͤrderung einer groͤßern Uebereinſtimmung in den Verwaltungs⸗ 
Grundſaͤtzen der unmittelbaren Geld-Inſtitute des Staats, dem Staats miniſter 
Rother, neben ſeinen anderweitigen Amtsfunktionen auch die Leitung der Haupt⸗ 

Bank und ihrer Provinzialkomtoirs aufgetragen und ihn zum Chef dieſes nach 
den Beſtimmungen Meiner Order vom 3. November 1817. (Geferfammlung 
Seite 295.) von den andern Staats⸗Verwaltungszweige getrennten, unabhaͤn⸗ 
gigen Inſtituts ernannt. Unter dem Chef iſt ein Praͤſident des Haupt⸗Banko⸗ 
Direktoriums mit dem Range eines Rathes erſter Klaſſe beſtellt und der Ge⸗ 
heime Ober⸗Regierungsrath v. Lamprecht, mit Entbindung von feinen bisherigen 
Dienſtverhaͤltniſſen, dazu ernannt. Ich beauftrage das Staatsminiſterium, die⸗ 
ſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 9. Februar 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Stagtsminiſterium. 


